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Kurzfassung 

Effizienzmaßnahmen wie die Verbesserung der Kraftstoffeffizienz von konventionellen Diesel-Lkw, 

Anreize zur Güterverkehrsverlagerung auf Schiene und Wasserstraße sowie die Steigerung der 
Logistikeffizienz können zur Senkung der Güterverkehrsemissionen in Deutschland beitragen, 
werden allerdings nicht ausreichen, um die Klimaziele des Landes für 2030 und 2050 zu erreichen. 

Dazu müssen Lastkraftwagen (Lkw) bis spätestens 2050 komplett dekarbonisiert werden. 
 

In der vorliegenden Studie werden die Systemkosten sowie die Gesamtbetriebskosten (TCO) 
derjenigen Fahrzeugtechnologien analysiert, die eine Dekarbonisierung der deutschen Lkw-

Fernverkehrs-Flotte ermöglichen. Wir definieren den Lkw-Fernverkehr als Straßengüterverkehr über 
Einzelfahrtstrecken von mehr als 400 km. In Deutschland werden 76 % des gesamten 
Straßengüterverkehrs auf Einzelfahrtstrecken von bis zu 800 km abgewickelt. Diese 800 km gelten als 

Mindestreichweite der in der vorliegenden Studie untersuchten Fahrzeugtechnologien. 
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Verteilung der Straßengüterverkehrsaktivität in Deutschland über Einzelfahrtstrecken 

 
Um den Sektor zu dekarbonisieren, muss der Lkw-Fernverkehr mit Strom aus erneuerbaren Quellen 
betrieben werden, entweder direkt oder indirekt über strombasierte Kraftstoffe. Für einen fairen 

Vergleich wurden alle Technologien unter der Voraussetzung verglichen, dass sie mit Strom aus 

erneuerbaren Quellen betrieben werden und somit aus Well-to-Wheel-Sicht als emissionsfrei bzw. 

CO2-neutral angesehen werden können. Es wurden fünf Fahrzeugtechnologien untersucht: 
 
ǒ batterieelektrische Fahrzeuge (BEV), 
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ǒ batterieelektrische Fahrzeuge, die ihren Strom aus Oberleitungen beziehen (OC-BEV), 
ǒ wasserstoffbetriebene Brennstoffzellen-Elektrofahrzeuge (FCEV), 
ǒ mit flüssigen E-Fuels betriebene Dieselfahrzeuge (ICEV_PtL), 

ǒ mit gasförmigen E-Fuels betriebe Gasfahrzeuge (ICEV_PtM). 
 
Die Studie kommt zu dem Schluss, dass unter den heutigen Annahmen, den zu erwartetenden 
Marktentwicklungen und den absehbaren technologischen Kostensenkungen batterieelektrische 

Fernverkehrs-Lkw und Oberleitungs-Lkw höchstwahrscheinlich der kostenwirksamste Weg sein 

werden, um den allergrößten Teil der heutigen dieselbetriebenen Fahrzeugflotte zu ersetzen und 
schließlich bis 2050 Null Well-to-Wheel-Treibhausgasemissionen (THG) im Straßengüterverkehr zu 
erreichen. 
 

Bedarf an zusätzlichem erneuerbaren Strom 
Die Fahrzeugtechnologien weisen unterschiedliche Umwandlungsverluste auf und benötigen 

unterschiedliche Mengen an zusätzlichem erneuerbaren Strom. Die direkte Elektrifizierung von Lkw 
ist und bleibt auch in Zukunft mindestens doppelt so effizient wie erneuerbarer Wasserstoff und etwa 

dreimal so effizient wie Verbrennungsmotoren, die mit synthetischen, kohlenstoffbasierten 
Kraftstoffen (E-Fuels) betrieben werden. 2050 würde die direkte Elektrifizierung ein Äquivalent von 

46 %, die Wasserstofftechnologie ein Äquivalent von 75 % und die beiden 
Kohlenwasserstofftechnologien Äquivalente von 100 % bzw. 106 % im Vergleich zur 
Nettostromerzeugung Deutschlands aus erneuerbaren Energien im Jahr 2020 erfordern. 
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Primärenergieverbrauch 2050 im Vergleich zur Netto-Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien 

2020 
 

Gesamtbetriebskosten (TCO) 

Die Kosten für erneuerbare Energien sind eines von mehreren Kostenelementen, die es zu 
berücksichtigen gilt. Unter Berücksichtigung aller Kosten für Fahrzeuganschaffung, Betrieb und 

Infrastruktur sowie von Steuern, Abgaben, Mautgebühren und aktuellen Fördermitteln 
repräsentieren Fernverkehrs-BEV und -OC-BEV in den meisten Szenarien die kostengünstigste 

Option. 
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Im Vergleich zu mit fossilem Diesel betriebenen Lkw könnten Fernverkehrs-OC-BEV die Kostenparität 
bei den Gesamtbetriebskosten (TCO) bereits vor Mitte der 2020er Jahre, BEV gegen Mitte der 2020er 
Jahre und FCEV um das Jahr 2030 erreichen. Fernverkehrs-BEV und -OC-BEV dürften kostentechnisch 

auch dann den mit strombasierten Kraftstoffen betriebenen FCEV und ICEV überlegen sein, wenn 
diese Kraftstoffe in Nordafrika unter idealen Bedingungen produziert und nach Deutschland 
importiert werden würden. 
 

 
TCO - Basisszenario mit strombasierter Kraftstoffproduktion in Europa 
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Wasserstoff-Brennstoffzellen-Lkw mit größeren Reichweiten sind möglicherweise besser für 
Einzelfahrstrecken über 1 200 km und mehr geeignet. Allerdings machen diese Fahrten nur 11 % der 
gesamten Straßengüterverkehrsaktivität in Deutschland aus. Daneben sind auch 

Nischenanwendungen denkbar, bei denen mögliche Reichweiten- und Kostenvorteile von 
Wasserstoff-Lkw zum Tragen kommen könnten. Entsprechende Beispiele sind Geländefahrzeuge wie 
Muldenkipper im Bergbau oder Fahrzeuge für Schwerlast- und Spezialtransporte im 
Straßengüterverkehr. In und um Seehäfen könnten Wasserstoff-Lkw auch einen Betriebs- und 

Kostenvorteil bei der Zu- und Abfuhr von Gütern (sogenannten Drayage-Operationen) bieten. 

Insbesondere die Synergieeffekte mit der Seeschifffahrt könnten dies begünstigen. 
 
Letztendlich wird die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit der einzelnen Fahrzeugtechnologien 
davon abhängen, wie sich ihre Skaleneffekte im kommenden Jahrzehnt entwickeln werden. 

Fahrzeugbatterien erleben derzeit eine selbstverstärkende Dynamik, die zu weiteren 
Kostensenkungen aufgrund des verstärkten Ausbaus der Produktionszahlen im Pkw-Segment führen 

wird. Dies dürfte bald auch auf das Segment der städtischen und regionalen Lkw-Verteilerverkehrs, 
und anschließend auf den Lkw-Fernverkehr übergreifen. 
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Politische Empfehlungen  
Der Straßengüterverkehr ist eine Branche, die sowohl Regulierung als auch beträchtliche Anreize 
erfordert, damit emissionsfreie Alternativen möglichst schnell die Kostenparität mit konventionellen 

Diesel-Lkw erreichen können. Die Bundesregierung sollte sich auf eine wirksamere Regulierung 

sowohl auf nationaler als auch auf EU-Ebene sowie auf gezielte Finanzierungsanreize für 
emissionsfreie Lkw und die dazugehörige Infrastruktur konzentrieren. 
 

Nachfrage nach emissionsfreien Lkw  

Kaufprämie 
In Deutschland können Güterverkehrsunternehmen Zuschüsse von bis zu 40.000 Ẓ HJG

emissionsfreien Lkw erhalten, die maximal 40 % der Investitionsmehrkosten pro Fahrzeug abdecken. 

Es ist zu begrüßen, dass Deutschland angekündigt hat, zukünftig bis zu 80 % der 

Investitionsmehrkosten mit einem Gesamtfördervolumen von 1,16 Mrd. Ẓ :AK ѳѱѳѴ RM Ǔ:=JF=@E=Fҝ

Die beihilferechtliche Genehmigung seitens der EU steht allerdings noch aus. 
 
Lkw-Maut 

Gemäß der anstehenden Novelle der Eurovignetten-Richtlinie (die derzeit verhandelt wird) wird 
Deutschland voraussichtlich ab 2023 eine CO2-Spreizung der Infrastrukturabgabe der Lkw-Maut 

vornehmen. Deutschland hat angekündigt, bei der Infrastrukturabgabe auf der Grundlage der CO2-
Emissionen zu differenzieren sowie zusätzlich einen wirksamen Aufschlag externer Kosten für CO2-

Emissionen ab 2023 einzuführen. Deutschland sollte die derzeitige Befreiung von emissionsfreien 
Fahrzeugen von der Infrastrukturabgabe bis 2025 beibehalten und danach auf 75 % im Vergleich zu 

Fahrzeugen der CO2-Emissionsklasse 1 reduzieren. 
 

Darüber hinaus sollte Deutschland einen Aufschlag externer Kosten für CO2-Emissionen in Höhe des 

doppelten Referenzwertes erheben, was einem CO2-Preis von 200 ẒӅL!-2 entspricht. Im Rahmen der 

Überarbeitung der Lkw-Maut dürfte eine Erstattungsregelung eingeführt werden, um eine 
Doppelbelastung hinsichtlich des BEHG zu vermeiden. Eine solche Regelung sollte jedoch nur dann 
greifen, wenn für die verursachten CO2-Emissionen ein Aufschlag externer Kosten für CO2-Emissionen 

in Höhe des doppelten Referenzwertes erhoben wird und die Klimafolgekosten so vollständig 
internalisiert werden. 
 
Deutschland muss die derzeitige Mautbefreiung für Gas-Lkw sofort beenden, um nicht weiter gegen 

EU-Recht zu verstoßen. Bei der CO2-Differenzierung werden Gas-Lkw von einer Mautermäßigung auf 
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die Infrastrukturabgabe profitieren, allerdings erst ab 2023. Bis zum Inkrafttreten der CO2-
Differenzierung muss für Euro-VI-Gas-Lkw die gleiche Maut wie für Euro-VI-Diesel-Lkw erhoben 
werden, um der aktuellen Eurovignetten-Richtlinie zu entsprechen, deren Novellierung kurz vor dem 

Abschluss steht. 
 
In Kombination mit der geplanten Überarbeitung der Kaufprämie hätte dies erheblichen Einfluss auf 
die Gesamtbetriebskosten (TCO). Durch die Erhöhung des Fördersatzes der Anschaffungsbeihilfe auf 

80 % der Investitionsmehrkosten, die Erhöhung der Beihilfeobergrenze auf ѷѱҝѱѱѱ Ẓ und die oben 

vorgeschlagene Überarbeitung der Lkw-Maut könnten Fernverkehrs-BEV möglicherweise schon 2024 
und FCEV kurze Zeit später die Kostenparität mit fossilen Diesel-Lkw erreichen. 
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TCO ɍ nach Reform der Kaufprämie und Lkw-Maut 

 

Lade- und Tankinfrastruktur  
Richtlinie über den Aufbau der Infrastruktur für alternative Kraftstoffe  
Deutschland sollte sich für eine ambitionierte Überarbeitung der EU-Richtlinie über den Aufbau der 

Infrastruktur für alternative Kraftstoffe (AFID) einsetzen. Die Richtlinie sollte in eine Verordnung 
umgewandelt werden, um einen zügigen und harmonisierten Aufbau der Infrastruktur zu 

gewährleisten. Der Anwendungsbereich sollte auf die emissionsfreien Technologien beschränkt 
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werden. Die derzeitigen Infrastrukturvorgaben für CNG- und LNG-Fahrzeuge sollten spätestens 2025 
auslaufen. 
 

In der AFID sollten verbindliche Ziele für die Anzahl der Ladepunkte pro Mitgliedsstaat für 2025 und 
2030 festgelegt werden. In Deutschland müssen bis 2025 rund 4 000 (halb-)öffentliche Ladestationen 
und Ҵ an Standorten mit hohem Publikumsverkehr Ҵ sogenannte Destination Charger installiert 
werden. Bis 2030 muss deren Zahl bei mindestens 14 000 liegen (ohne öffentliches Nachtladen). Bei 

einem Drittel bis der Hälfte dieser Ladestationen sollte Hochleistungsladen (mit mindestens 350 kW) 

möglich sein. Während der Ersteinführung von öffentlichen Hochleistungsladestationen und 
Destination Chargern in der ersten Hälfte der 2020er Jahre sollte der Schwerpunkt auf die 
KG?=F9FFL=F ҭKLĺ<LAK;@=F )FGL=FHMFCL=Ҫ <=K 1LJ9Ǉ=F?ǓL=JN=JC=@JK =FLD9F? <=K 2#,-V-Netzes 
gelegt werden, deren Abdeckung bis 2025 erreicht werden sollte. 

 
Für batteriebetriebene Fernverkehrs-Lkw wird bis 2025 ein erstes, aus Hochleistungsladepunkten 

und dem sogenannten Megawatt Charging System (MCS) bestehendes Netz entlang der Autobahnen 
benötigt, bis 2027 mindestens ein Megawatt-Ladepunkt alle 100 km und schließlich bis 2030 eine 

vollständige Abdeckung mit Megawatt-Ladepunkten alle 50 km. Für das Laden am Zielort müssen alle 
mittleren und großen Logistikdrehscheiben ab 2025 über mindestens eine Hochleistungsladestation 

für Zwischenladungen verfügen. Darüber hinaus werden öffentliche Nachtladegeräte (150 kW) auf 
Lkw-Rastplätzen benötigt, die bis 2030 flächendeckend zur Verfügung stehen müssen. 
 

Finanzielle Unterstützung für private und öffentliche Lade -Infrastruktur  
Deutschland hat ein ehrgeiziges Förderprogramm für die Tank- und Lade-Infrastruktur mit einem 

Gesamtvolumen von 4,1 Mrd. Ẓ :AK ѳѱѳѴ KGOG@D >ǓJ D=A;@L= 9DK 9M;@ >ǓJ K;@O=J= ,MLR>9@JR=M?=

angekündigt. Die Bundesregierung sollte wie geplant ein eigenes Förderinstrument einführen, um 

Güterverkehrsunternehmen beim Ausbau der Lade-Infrastruktur mit Depotladestationen und 

Destination Chargern für den städtischen und regionalen Lkw-Verteilerverkehr zu unterstützen. Das 
Programm sollte auch explizit Mittel für den Anschluss und Ausbau des Stromnetzes bereitstellen, da 
die Güterverkehrsunternehmen die netzbedingten Investitionsmehrkosten oft nicht stemmen 

können. 
 

Megawatt-Ladeinfrastruktur  
Öffentlich-private Partnerschaften mit Lkw-Herstellern, Güterverkehrsunternehmen, 
Energieversorgern und Netzbetreibern sind notwendig, um die Grundlagen für den Aufbau eines 

landesweiten ersten Megawatt-Ladenetzes (MCS) ab 2025 zu schaffen. Die jüngste Ankündigung eines 
branchenübergreifenden Konsortiums, bis 2023 ein öffentlich finanziertes MCS-Pilotprojekt 
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durchzuführen, ist ein wichtiger erster Schritt. Deutschland sollte eine Förderung ähnlicher Projekte, 
die den Schwerpunkt besonders beim batterieelektrischen Fernverkehr auf das deutsche 
Fernstraßennetz legen, in Betracht ziehen. 

 
Infrastruktur für die Wasserstoffbetanku ng 
Im Hinblick auf den Aufbau einer Betankungsinfrastruktur für Wasserstoff-Brennstoffzellen-Lkw sind 
Seehäfen und deren wirtschaftliches Hinterland für erste Pilotprojekte zu priorisieren. Häfen und 

angrenzende Unternehmenscluster stellen einen unbedenklichen Ausgangspunkt für die Einführung 

von Wasserstofftankstellen für Lkw dar, weil so Synergieeffekte mit der zukünftigen Nutzung von 
erneuerbarem Wasserstoff in der Schifffahrt und der Industrie entstehen. 
 

Energiebesteuerung  

Strom 

Der Strom, der von gewerblichen Straßengüterfahrzeugen verbraucht wird, ist derzeit in vollem 

Umfang steuer-, abgaben- und gebührenpflichtig. Die EEG-Umlage ist aktuell für 

Verkehrsunternehmen, die Elektrobusse im Linienverkehr einsetzen und mindestens 100 MWh Strom 
pro Jahr verbrauchen, auf 20 % gedeckelt. Diese Regelung soll bei der erneuten Novelle des 

deutschen Erneuerbare Energien Gesetzes im Jahr 2021 zeitlich befristet auf den Güterverkehr mit 
Elektro-Lkw ausgeweitet werden. 

 
Erdgas 

In Deutschland gilt derzeit ein extrem niedriger Steuersatz für als Kraftstoff im Verkehr eingesetztes 
Erdgas (13,90 ẒӅ+5@ӀҞ MF< RO9J MF9:@ĺngig von der Erzeugungsart (fossiles Erdgas oder nachhaltig 

erzeugtes Biomethan). Deutschland sollte den ermäßigten Satz so anpassen, dass er nur für 

nachhaltig erzeugtes Biomethan gilt, das aus fortschrittlichen abfall- und reststoffbasierten 

Rohstoffen stammt. 
 

Diesel 

Trotz seines höheren Energie- und Kohlenstoffgehalts wird Dieselkraftstoff immer noch geringer 

besteuert als Benzin. Darüber hinaus sind die Steuersätze für Diesel und Benzin seit 2003 eingefroren. 
Der Steuersatz für Dieselkraftstoff sollte schrittweise angehoben werden, bis er auf der Grundlage des 
jeweiligen Energie- oder Kohlenstoffgehalts das gleiche Niveau wie Benzin erreicht. Bei einer Reform 
der Kraftstoffbesteuerung sind die künftigen Regulierungsmaßnahmen und die Höhe der CO2-Abgabe 

sowohl bei der Reform der Lkw-Maut als auch bei einer etwaigen Befreiungsregelung vom BEHG 
(siehe oben) zu berücksichtigen. 
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Angebot von emissionsfreien Lkw  

Europäische CO2-Normen für neue Lkw 
Um die drohende Versorgungslücke emissionsfreier Lkw abzuwenden, sollte sich Deutschland für 
eine ambitionierte Überprüfung der CO2-Emissionsnormen für neue Lkw im Jahr 2022 einsetzen und 
damit ein Marktsignal an die Lkw-Hersteller senden, die Produktion von emissionsfreien Lkw 

schneller hochzufahren. In der anstehenden, für Ende 2022 geplanten Novellierung sind mehrere 
Schwachstellen zu bereinigen: 
 
Das derzeitige durchschnittliche Flottenreduktionsziel für 2030 von 30 % ist völlig unzureichend, um 

die Klimaziele Deutschlands und der EU zu erreichen. Ein zunehmender Teil der Ziele für 2025 und 

2030 kann durch den beschleunigten Hochlauf emissionsfreier Fahrzeuge erreicht werden. Das Ziel 
für 2030 muss daher deutlich erhöht werden. Darüber hinaus sollten in der Verordnung Folgeziele für 

2035 und 2040 festgeschrieben werden. Die EU sollte beschließen, dass ab 2035 keine neuen 

Verbrenner-Lkw mit einem zulässigen Gesamtgewicht unter 26 Tonnen und ab spätestens 2040 keine 

neuen Verbrenner-Lkw über 26 Tonnen mehr verkauft werden. 
 

Fahrzeuggewichte und -abmessungen 
Das durch die europäischen CO2-Normen eingeführte zulässige Mehrgewicht von bis zu zwei Tonnen 

für emissionsfreie Fahrzeuge als Änderung der EU-Richtlinie über Gewichte und Abmessungen ist so 
schnell wie möglich in deutsches Recht umzusetzen. Das Gleiche gilt für den jüngsten EU-Beschluss, 

mit der besondere Regeln für die maximale Länge von Fahrerhäusern mit besserer Aerodynamik 
festgelegt wurden. Mit der Entscheidung wird die Richtlinie über Gewichte und Abmessungen 

dahingehend geändert, dass eine Überschreitung der maximalen Fahrzeuglänge zulässig ist, wenn 

das Fahrerhaus Verbesserungen bei Aerodynamik, Energieeffizienz und Sicherheit bietet. 

 
Die Mitgliedstaaten waren ursprünglich gesetzlich verpflichtet, diese Entscheidung bereits bis 

September 2020 in nationales Recht umzusetzen. Das nationale Gesetzgebungsverfahren muss nun 

so schnell wie möglich abgeschlossen werden, damit die Lkw-Hersteller Planungssicherheit für ihre 

zukünftige Fahrzeugentwicklung haben. 
 

Emissionsfreier städtischer Güterverkehr  

Die Bundesregierung sollte in enger Abstimmung mit den Städten und Gemeinden eine Strategie für 
eine emissionsfreie Stadtlogistik entwickeln. Städtische Gebiete sollten mit Blick auf die zweite 
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Hälfte des Jahrzehnts die Einführung von emissionsfreien Zonen sowohl für leichte Nutzfahrzeuge als 
auch für schwere Nutzfahrzeuge, d.h. Transporter und Lkw, in Betracht ziehen. Übergangsregelungen 
für derzeit zugelassene Fahrzeuge bis 2030 können helfen, einen reibungslosen Übergang für 

betroffene Unternehmen zu gewährleisten. Die Vereinbarung der niederländischen Regierung mit 
Kommunalverwaltungen, Unternehmen und Forschungseinrichtungen, bis 2025 bzw. 2030 eine 
emissionsfreie Stadtlogistik zu erreichen, kann als Blaupause dienen. 
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Abkürzungsverzeichnis  
BEV   Batterieelektrisches Fahrzeug 
CNG   Komprimiertes Erdgas 

CO2   Kohlendioxid 
CO2e   Kohlendioxid-Äquivalent 
DAC   Verfahren zur Gewinnung von Kohlendioxid direkt aus der Umgebungsluft 

E-Fuels   Synthetische kohlenstoffbasierte Kraftstoffe 

ERS   Elektrisches Straßensystem 
FCEV   Brennstoffzellen-Elektrofahrzeug 
FT-Synthese  Fischer-Tropsch-Synthese 

gCO2e   Gramm Kohlendioxid-Äquivalent 

HDV   Schweres Nutzfahrzeug 

HPDI   Hochdruck-Direkteinspritzung 
ICEV   Fahrzeug mit Verbrennungsmotor 
ICEV_PtL  Mit synthetischem E-Diesel betriebenes Fahrzeug mit Verbrennungsmotor 
ICEV_PtM  Mit synthetischem E-Methan betriebenes Fahrzeug mit Verbrennungsmotor 

LCOE   Stromgestehungskosten 
LCOH   Wasserstoffgestehungskosten 

Lkw   Lastkraftwagen 
LNG   Verflüssigtes Erdgas 

Mt   Megatonnen 
OC-BEV   Batterieelektrisches Oberleitungsfahrzeug 
PtL   Power-to-Liquid 

PtM   Power-to-Methane 

PV   Photovoltaik 

SMR   Methan-Dampfreformierung 

TCO   Gesamtbetriebskosten (TCO) 
THG   Treibhausgas 
tkm   Tonnenkilometer 

TTW   Tank-to-Wheel 
VECTO   Instrument zur Berechnung des Energieverbrauchs von Fahrzeugen 

vkm   Fahrzeugkilometer 
WTT   Well-to-Tank 

WTW   Well-to-Wheel 

Z(L)EV   Emissionsfreies (und emissionsarmes) Fahrzeug 
zGG   zulässiges Gesamtgewicht 
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1. Einleitung  
Der Verkehr ist mit jährlichen Gesamtemissionen von 196 Megatonnen CO2-Äquivalenten (Mt CO2e) 

einer der Hauptverursacher von CO2-Emissionen in Deutschland und macht 23 % der gesamten 
Treibhausgasemissionen (THG) des Jahres 2019 aus, wenn man den internationalen Luft- und 
Schiffsverkehr einbezieht. Der Straßenverkehr macht 80 % aller verkehrsbedingten Emissionen aus, 

wovon ca. 28 % auf den Lkw-Verkehr entfallen. 
 

 
Abbildung 1: THG-Emissionen in Deutschland nach Sektor und Verkehrsträger im Jahr 2019 

 
Laut Bundesklimagesetz muss Deutschland bis 2030 eine Gesamtminderung der THG-Emissionen um 

mindestens 55% im Vergleich zum Stand von 1990 und schließlich bis 2050 Netto-Null-
Treibhausgasemissionen erreichen.1 Darüber hinaus setzt das Klimaschutzprogramm 2030 der 
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Bundesregierung das Ziel, bis 2030 etwa ein Drittel der Fahrleistung in Fahrzeugkilometern (vkm) im 

schweren Straßengüterverkehr elektrisch oder auf Basis strombasierter Kraftstoffe zu erbringen.2 
Deutschland muss nun zügig die Emissionen aller Verkehrsträger, einschließlich des 

Straßengüterverkehrs, senken und bis Mitte des Jahrhunderts schließlich vollständig eliminieren.i 
 
Ausgebremst wird diese Entwicklung durch die Emissionen aus dem Straßengüterverkehr. Trotz 
Schwankungen haben die Emissionen des Straßengüterverkehrs in Deutschland in den letzten 30 

Jahren insgesamt zugenommen (siehe Abbildung 2). Gelingt es nicht, die Emissionen des 

Straßengüterverkehrs schnell zu senken und schließlich ganz zu eliminieren, wären die deutschen 
Klimaziele kaum noch zu erreichen. 
 

                                                                    
i Der Verkehrssektor wird nicht in der Lage sein, verbleibende Restemissionen durch den Einsatz von negativen 

Emissionstechnologien auszugleichen. Diese werden benötigt, um unvermeidbare Emissionen in Sektoren wie 

der Industrie und Landwirtschaft zu kompensieren, in denen eine vollständige Emissionsvermeidung schwierig 

oder gar unmöglich ist. 
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Abbildung 2: Entwicklung der THG-Emissionen im deutschen Straßengüterverkehrssektor 

 

2019 waren in Deutschland rund 750 000 Last- und Sattelzüge mit einem zulässigen Gesamtgewicht 
(zGG) von mehr als 3,5 Tonnen zugelassen.3 Jedes Jahr werden rund 85 000 Lkw neu zugelassen. Mehr 

als 99 % der heutigen Lkw-Flotte fährt mit konventionellem Diesel.4 Neben der im Inland zugelassenen 
Fahrzeugflotte sind zudem weitere, im Ausland zugelassene Fahrzeuge im Gütertransport innerhalb 

Deutschlands bzw. im Transit durch Deutschland unterwegs. 
 

Ziel der vorliegenden Studie ist es, die verfügbaren Fahrzeugtechnologien zur vollständigen 

Dekarbonisierung der deutschen Lkw-Fernverkehrs-Flotte sowie die damit verbundenen System- und 


































































































































































